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ANFRAGE 

 
der Abgeordneten Grosz, 
Kolleginnen und Kollegen 
an die Bundesministerin für Inneres 
betreffend die “Tätigkeit der Polizei im Zusammenhang mit dem Universitätsviertel Graz“ 
 
 
Seit Jahren gibt es im sogenannten Grazer Univiertel Konflikte zwischen Anrainern und 
Gastgewerbetreibenden. 
 
Die Beschwerden der Anrainer bezogen sich zunächst (ca. bis zum Jahre 2007) auf den Bereich 
Harrachgasse/Halbärthgasse/Zinzendorfgasse und nunmehr auf den Bereich 
Beethovenstraße/Elisabethstraße, wobei inhaltlich vornehmlich die Lärmentwicklung und die 
Verschmutzung auf den genannten öffentlichen Straßen Gegenstand der Anrainerbeschwerden sind  
und waren.  
 
Während nach einer von der Stadt Graz initiierten und bezahlten Mediation zwischen Anrainern und 
Gastgewerbetreibenden im Jahre 2005/2006 zunächst ein modus vivandi gefunden schien, wurde 
weiterhin durch einige Anrainer und durch die Interessensgemeinschaft „Lebensraum 
Universitätsviertel“ hinter den Kulissen bei der Polizei und der Stadtregierung interveniert.  
 
Auch ist zu vernehmen, dass die Stadt Graz, vertreten durch Herrn Bürgermeister Mag. Siegfried Nagl, 
den Ankauf der sogenannten „Reininghausgründe“ betreibt, um einen eigenen Stadtteil zu entwickeln 
bzw. eine neue „Partymeile“ als Ersatz zu errichten.  
Wohl auch aus diesem Grund scheint der Grazer Bürgermeister sich dem Anraineranliegen bezüglich 
der Verhängung einer früheren Sperrstunde angeschlossen zu haben bzw. scheint darin die Möglichkeit 
zu sehen, die Gastgewerbebetriebe finanziell auszuhungern.  
 
Im Zuge dessen scheint die Polizei „auf Zuruf der Politik“, insbesondere durch Bürgermeister Mag. 
Siegfried Nagl, laufend mit groß angelegten Kontrollaktionen vorgegangen zu sein, um Material für eine 
Sperrstundenvorverlegung (Sicherheitspolizeiliche Bedenken - § 113 Abs. 5 2.Fall GewO idgF) zu 
sammeln. 
Ohne den Betroffenen Parteistellung zuzugestehen, hat die Stadt ein Verfahren zur Vorverlegung der 
Sperrstunde nach § 113 Abs. 5 GewO 1994 idgF geführt, da eine flächendeckende Vorverlegung der 
Sperrstunde an den gesetzlichen Rahmenbedingungen scheiterte.  
 
Im Auftrag der Stadt Graz wurden seitens der Bundespolizeidirektion Graz jeweils bezüglich einzelner 
Gastgewerbebetriebe Listen erstellt, welche Amtshandlungen und Anzeigen im Zeitraum vom 
01.01.2010 bis 30.04.2011 zwischen 02.00 Uhr und 08.00 Uhr ausweisen. Diese Listen wurden von der 
Bundespolizeidirektion Graz dem Betriebsanlagenreferat der Stadt Graz samt einer Stellungnahme 
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übermittelt. Von der Polizei wurde bekannt gegeben, dass immer wieder Beschwerden wegen 
ungebührlicher Lärmerregung und Verschmutzung der Gehsteige, der Hauseingänge und der Fassaden 
durch Erbrochenes angezeigt wurden, sowie Verstöße von Taxilenkern gegen die 
Straßenverkehrsordnung. Zudem wurde seitens der Bundespolizeidirektion angemerkt, dass auf das 
Verhalten der Gäste vor der Betriebsanlage seitens der Angestellten der jeweiligen Lokale kein Einfluss 
genommen wurde.  
 
Die Bundespolizeidirektion Graz kommt zu folgenden Schluss:  
„[…] aus Sicht der Bundespolizeidirektion Graz wäre die Festlegung einer Sperrzeit zwischen 02:00 und 
08:00 Uhr zur Beruhigung der örtlichen Situation geeignet und zu befürworten und stelle jedenfalls ein 
geeignetes Mittel dar, um die dortige Situation zu entschärfen und einen rechtskonformen Zustand 
herzustellen.“ 
 
Diese Erkenntnis der Bundespolizeidirektion Graz scheint durch keinerlei Erhebungsergebnisse, 
keinerlei Vergleichswertermittlung und keinerlei Begründung gedeckt. 
 
Mit der zuständigen Polizeiinspektion (Riesplatz) wurde noch eine ergänzende Niederschrift am 
04.07.2011 erstellt und ein Bericht vom 19.08.2011 der erkennenden Behörde übermittelt. 
 
Aufgrund der polizeilichen Tätigkeiten und Empfehlungen wurde ein 
Sperrstundenvorverlegungsbescheid mit der Begründung sicherheitspolizeilicher Bedenken für sieben 
gastgewerbliche Betriebe im Universitätsviertel erlassen, wogegen sämtliche Betroffenen berufen 
haben. 
 
Für das Berufungsverfahren wurden von der Polizeiinspektion Riesplatz erneut zwei Berichte, datiert auf 
den 29.02.2012 und den 03.04.2012, wie folgt erstellt: 
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Aus den (genannten) Umständen ergibt sich, dass sämtliche Beteiligte eine verstärkte Präsenz der 

Polizei im genannten Bereich der Stadt Graz, für welchen offensichtlich die PI Riesplatz zuständig ist, 

für erforderlich halten. Insbesondere darf es nicht so sein, dass Private durch den Druck der Stadt Graz 

gezwungen werden, Aufgaben der Exekutive wahrzunehmen. 

 

Daher stellen die unterzeichneten Abgeordneten an die  Bundesministerin für Inneres folgende  
  

Anfrage:  
  
 
 

1. Wie viele Polizeibeamte/Innen haben zwischen 01.01.2009 bis dato in der PI Riesplatz in der 

Zeit zwischen 00.00 und 08.00 Uhr jeweils pro Nacht Dienst verrichtet? (Bitte aufgegliedert 

nach Monaten) 

 

2. Polizisten der PI Riesplatz führen in ihren Berichten an, nicht in der Lage zu sein, ihre Aufgaben 

umfassend wahrnehmen zu können. Ist geplant, den Personalstand der PI Riesplatz 

entsprechend den Bedürfnissen zu erhöhen und, wenn ja, um wie viele Beamte/Innen soll der 

Personalstand wann erhöht werden? 

 
3. Aufgrund welcher Anfrage, Dienstanweisung oder etc. ist der Anlassbericht über die 

angeblichen sicherheitspolizeilichen Bedenken unter Bezugnahme auf einzelne 

gastgewerbliche Betriebe entstanden? 

 
4. Ist es üblich, dass ranghohe Polizeibeamte/Innen im Rahmen von Diskussionsveranstaltungen 

in Kenntnis des Inhalts von einer anderen Behörde noch zu erlassenden (zweitinstanzlichen) 

Entscheidung sind und diese Entscheidung (Bestätigung des erstinstanzlichen Bescheides, 

aufgrund unter anderem der Empfehlung der PI Riesplatz) öffentlich begrüßen? 

 
5. Wie viele Organstrafmandate wurden im Beobachtungszeitraum 01.01.2010 bis 30.04.2012 an 

Taxilenker in der Elisabethstraße in 8010 Graz erteilt? (Bitte aufgegliedert nach Monaten) 

 
6. Wie viele Anzeigen ergingen im Zeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2011 sowie vom 01.01.2012 bis 

30.04.2012 in den Bereichen  

Jakominiplatz/Reitschulgasse/Mondscheingasse, 

Franziskanerplatz, 

Glockenspielplatz/Stempfergasse, 
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Brauhaus Puntigam/Cineplexx (inkl. der dortigen Nachtlokale), 

Thalia/Hammerlinggasse/Rosarium, 

Center West und 

Triesterstraße 

 jeweils? (Bitte aufgegliedert nach Deliktsgruppen)  

 
7. Wie viele Anzeigen ergingen im Jahr 2011 bei den „Veranstaltungen“ 

Oktoberfest im Schwarzl Freizeitzentrum, 

Spiele von Sturm Graz und GAK im Umfeld der UPC Arena, 

Stadtfest der Kronen Zeitung, 

Aufsteirern, 

Faschingsumzug im Bereich der Grazer Innenstadt und  

Frühjahrsmesse, Herbstmesse 

jeweils? (Bitte aufgegliedert nach Deliktsgruppen) 

 

8. Wie viele Anzeigen ergingen im Jahr 2011 bei den „Veranstaltungen“  

Spiele von Rapid Wien, 

GTI Treffen am Wörthersee, 

Nova Rock Festival in Nickelsdorf, 

Northern Lights Festival in Reichenthal und  

Estate Club in Wr. Neustadt 

jeweils? (Bitte aufgegliedert nach Deliktsgruppen) 
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